Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 3140 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, Dr. Imle, 
Jacobi (Köln) und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz) vom 27. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1110), zuletzt geändert durch das 
Zweite Gesetz zur Änderung des Wasserhaushalts- 
gesetzes vom 6. August 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 611), wird wie folgt geändert: 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige einzige Absatz wird Absatz 1. 

b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Für alte Rechte und alte Befugnisse 
(§ 15) gilt Absatz 1 entsprechend.“ 

2. Dem § 15 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Unberührt bleibt die Zulässigkeit nachträglicher 
Anforderungen und Maßnahmen ohne Entschädi- 
gung nach § 5.“ 

3. Nach § 26 wird folgender § 26 a eingefügt: 

„§ 26 a 

Mindestanforderungen 

(1) Zur Erhaltung der für das Wohl der All- , 
gemeinheit erforderlichen Nutzungsfähigkeit der | 
Gewässer bestimmt die Bundesregierung mit Zu- J 
Stimmung des Bundesrates durch Rechtsverord- 1 


nung Mindestanforderungen, denen Stoffe, die in 
oberirdische Gewässer eingeleitet werden, in 
ihrer physikalischen, chemischen und biologi- 
schen Beschaffenheit genügen müssen. Bedingun- 
gen und Auflagen mit weitergehenden Anforde- 
rungen bleiben unberührt. 

(2) Die Bundesregierung hat bis zum 31. De- 
zember 1965 erstmalig eine Rechtsverordnung 
nach Absatz 1 zu erlassen." 

4. Nach § 27 wird folgender § 27 a eingefügt: 

„§ 27 a 

Sanierung der Gewässer 

(1) Fehlt bei einem oberirdischen Gewässer 
oder Gewässerteil die für seine Gesunderhaltung 
mindestens notwendige biologische Beschaffen- 
heit, so ist durch zusätzliche Anforderungen (§ 5), 
durch eine Beschränkung oder Rücknahme be- 
stehender Rechte (§§ 12, 15), durch Ausgleichs- 
verfahren (§ 18), durch den Erlaß von Reinhalte- 
ordnungen (§ 27) oder durch sonstige Maßnah- 
men sicherzustellen, daß diese Beschaffenheit 
wiederhergestellt wird. 

(2) Die Bundesregierung bestimmt mit Zustim- 
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
die Merkmale, die die Beschaffenheit im Sinne 
des Absatzes 1 kennzeichnen, und die Verfahren, 
nach denen diese Beschaffenheit festzustellen ist. 
Die Rechtsverordnung ist erstmalig bis zum 
1. Juni 1966 zu erlassen. 

(3) Die Länder können für Teile eines Gewäs- 
sers wegen der besonderen Verhältnisse des 
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Einzelfalles aus zwingenden Gründen Abwei- 
chungen von den nach Absatz 2 bestimmten 
Merkmalen zulassen. " 


5. In § 41 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte „des § 26" 
durch die Worte „der §§ 26, 26 a" ersetzt. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 3. März 1965 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Der vorliegende Gesetzentwurf soll die Bemühun- 
gen um die Reinhaltung der Gewässer unterstützen. 
Die bestehenden Vorschriften des Wasserhaushalts- 
gesetzes reichen nicht aus, um die Wiedergesun- 
dung und Gesunderhaltung der Flüsse und Bäche 
in absehbarer Zeit zu erreichen. Es fehlen insbe- 
sondere Bestimmungen, die einheitliche und ver- 
bindliche Maßistäbe für klie Gewässerreinhaltung 
setzen. Dies ist eine der Ursachen dafür, daß die 
Verschmutzung der Gewässer auch nach dem In- 
krafttreten des WHG und der Landeswassergesetze 
nicht wesentlich zurückgegangen ist, bei einigen 
wasserwirtschaftlich besonders bedeutsamen Ge- 
wässern sogar noch zugenommen hat. Der anlie- 
gende Entwurf sieht eine Änderung der §§ 5 und 15 
WHG sowie eine Einfügung der §§ 26 a und 27 a in 
das WHG vor. Jede dieser Vorschriften erfaßt einen 
bestimmten Bereich des Reinhaltungsproblems, in 
ihrer Kombination miteinander bilden sie die 
Grundlage für eine wirksame systematische Be- 
kämpfung der Gewässerverschmutzung nach einheit- 
lichen Maßstäben. 

Der Entwurf stützt sich auf Artikel 75 Nr. 4 GG. 
Danach hat der Bund unter den Voraussetzungen 
des Artikels 72 GG die Befugnis, Rahmenvorschrif- 
ten für den Wasserhaushalt zu erlassen, 

Vorschriften über die Reinhaltung der oberirdi- 
schen Gewässer dienen der Wassergütewirtschaft 
und gehören damit zum Recht des Wasserhaushalts. 
Ein Bedürfnis nach bundesgesetzlicher Regelung be- 
steht insbesondere, weil die Wahrung der Einheit- 
lichkeit der Lebensverhältnisse über idas Gebiet 
eines Landes hinaus sie erfordert (Artikel 72 Abs. 2 
Nr. 3 GG). Denn der Grad der Reinhaltung der Ge- 
wässer ist ein für die Lebensverhältnisise in allen 
Ländern bedeutsamer Faktor. Die Möglichkeit der 
Trinkwasserge winriung, der Brauchwasserversor- 
gung der Industrie, der Wasserkraftgewinnung, der 
landwirtschaftlichen Bewässerung, der Bade- und 
Erholungsmöglichkeiten, der Fischerei und z. T. der 
Schiffahrt hängen weitgehend vom Zustand der Ge- 
wässer ab. 


B. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 

§ 5 

Nach der jetzigen Fassung des § 5 bleiben bei 
Gewässerbenutzungen auf Grund einer Erlaubnis 
oder Bewilligung nachträgliche Anforderungen oder 
Maßnahmen Vorbehalten. Mehrere Landeswasser- 
geisetze haben diesen Vorbehalt auf Benutzungen, 
die auf Grund alter Rechte ausgeübt werden, für 


entsprechend anwendbar erklärt. Dies soll durch 
die vorgesehene Änderung des § 5 in allen Ländern 
einheitlich gelten. Die Erfahrung zeigt, daß die Ver- 
schmutzung der Gewässer zum großen Teil auf seit 
langem bestehende Abwassereinleitungen zurück- 
zuführen ist, für die entweder keine oder nur unzu- 
reichende Bedingungen oder Auflagen festgesetzt 
sind. Es ist deshalb notwendig, auch für diese Ein- 
leitungen die Möglichkeit zu schaffen, nachträglich 
z. B. zusätzliche Anforderungen an die Beschaffen- 
heit einzuleitender Stoffe auf Grund des § 5 Nr. 1 
stellen zu können. 

§ 15 Abs. 4 

Da § 15 Abs. 4 WHG eine Beschränkung alter 
Rechte an bestimmte Voraussetzungen knüpft, ist 
durch einen Zusatz klarzustellen, daß diese Rege- 
lung bei nachträglichen Anforderungen oder Maß- 
nahmen nach § 5 WHG, die stets ohne Entschädi- 
gung zulässig sind, nicht eingreift. Eine entspre- 
chende Bestimmung enthält § 12 WHG für die Be- 
schränkung der Bewilligung. 

§ 26 a 

Nach § 26 a sollen bundeseinheitlich Mindest- 

anforderungen festgesetzt werden, denen Stoffe, die 
in oberirdische Gewässer .eingeleitet werden, ge- 
nügen müssen. Die Mindestanforderungen sollen 
unmittelbar kraft Rechtsvorschrift für alle Einlei- 
tungen — auch für bestehende auf Grund alter 
Rechte — gelten. Höhere Anforderungen, die im 
Einzelfall von der Behörde durch Auflagen oder Be- 
dingungen vorgeschrieben worden sind (z. B. bei 
beistehenden Einleitungen auf Grund der früheren 
Wassergesetze) oder noch festgesetzt werden (z. B. 
nach §§ 4 und 5 WHG), sollen unberührt bleiben. 
Die Mindestanforderungen sollen in einer Rechts- 
verordnung der Bundesregierung bestimmt werden. 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung 
wird iso zu wählen sein, daß für bestehende Ab- 
wassereinleitungen eine angemessene Frist ver- 
bleibt, um sie den Mindestanforderungen anzupas- 
sen. Damit die Frist zwischen dem Erlaß der Ver- 
ordnung und ihrem Inkrafttreten baldmöglichst be- 
ginnt, wird in Absatz 2 vorgeschrieben, daß die Ver- 
ordnung erstmalig bis zum 31. Dezember 1965 zu 
erlassen ist. 

Durch § 26 a wird ein Grundsatz zeitgemäßer Was- 
serwirtschaft gesetzlich verankert; Abwässer sollen 
nur nach vorheriger Reinigung in die Gewässer ein- 
geleitet werden. Der Wasserbedarf der Bevölkerung 
und der Industrie sowie die Menge der Abwässer, 
die in die Gewässer eingeleitet werden, steigen in 
der Bundesrepublik von Jahr zu Jahr. Der zuneh- 
mende Wasserbedarf, insbesondere auch für Trink- 
wasserzwecke, muß mehr und mehr aus Oberflächen- 
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wasser gedeckt werden. Eine Nutzung der Gewässer 
— insbesondere zur Trinkwasserversorgung — 
wird aber durch die zunehmende Verschmutzung er- 
schwert oder unmöglich. Es ist deshalb Sorge dafür 
zu tragen, daß die Gewässer ihren wasserwirtschaft- 
lichen Funktionen erhalten bleiben. Auch die Selbst- 
reinigungskraft der Gewässer darf durch Abwasser- 
einleitungen nicht zu stark gemindert oder gar zer- 
stört werden. Vielmehr ist es notwendig, eine aus- 
reichende Selbstreinigungskraft zu erhalten oder zu 
bilden, um außergewöhnliche und zukünftige Be- 
lastungen aufzufangen. 

Zur Erhaltung der für das Wohl der Allgemeinheit 
notwendigen Nutzungsfähigkeit der Gewässer ist 
es deshalb unumgänglich, bestimmte Mindestanfor- 
derungen für einzuleitende Stoffe zu fordern; nur 
so können vermeidbare Belastungen der Gewässer 
verhindert werden. Einheitliche Mindestanforderun- 
gen bedeuten zudem gleiche Bedingungen für einen 
großen Teil aller Abwassereinleiter unabhängig von 
ihrem Standort. Das dient der Wettbewerbsgleich- 
heit und verhindert eine Ballung von Abwaisser- 
einleitungen an den großen Gewässern. Damit wird 
zugleich einer sinnvollen Raumordnung und einem 
angemessenen Landschaftsschutz Rechnung getra- 
gen. 

Die Einführung von Mindestanforderungen, die kraft 
Rechtsvorschrift gelten, wird die Arbeit der Wasser- 
behörden erheblich erleichtern. Nach den bestehen- 
den Rechtsvorschriften müssen die Behörden bei 
jeder Abwassereinleitung die für notwendig erach- 
teten Bedingungen und Auflagen durch besonderen 
Verwaltungsakt festsetzen. Dabei geben weder das 
Wasserhaushaltsgesetz noch die Landeswasserge- 
setze konkrete Hinweise dafür, wie im Einzelfall 
verfahren werden soll. Bei der großen Zahl Ab- 
wassereiinleitungen und der Verschiedenartigkeit 
der Abwasserarten können deshalb die bestehenden 
Einleitungen nur ganz allmählich von einer behörd- 
lichen Kontrolle erfaßt werden, über die Recht- 
mäßigkeit der festgesetzten Bedingungen und Auf- 
lagen kommt es häufig zu langwierigen Auseinan- 
dersetzungen zwischen der Behörde und dem Ge- 
wässerbenutzer. Hier sollen die Anforderungen nach 
§ 26 a Abhilfe schaffen. Sie werden die Mindest- 
werte enthalten, die nach dem Stand der Technik 
möglich, zumutbar und im Interesse der Wiederge- 
sundung bzw. Gesunderhaltung der Gewässer not- 
wendig sind. Einer Festsetzung dieser Werte im 
Einzelfall durch besonderen Verwaltungsakt bedarf 
es nicht. Die bestehenden Abwasse^reinleitungen 
werden vom Inkrafttreten der Verordnung auto- 
matisch erfaßt. Die Behörden können sich damit auf 
die Fälle konzentrieren, in denen wegen der be- 
sonderen Verhältnisse die Mindestanforderungen 
nicht aus reichen. 

In der Rechtsverordnung müssen Mindestanforde- 
rungen an die Beschaffenheit einzuleitender Stoffe 
für folgende Merkmale bestimmt werden: 

a) Gehalt an Grobstoffen, absetzbaren Stoffen und 
Schwebstoffen 

b) Belastung durch organische Abwaisserstoffe 

c) Gehalt an Giftstoffen 


d) Durchsichtigkeit, Geruch und Temperatur 

e) pH-Wert 

f) Ammoniakgehalt 

g) Gehalt an Phenolen 

h) Gehalt an ölen, Fetten und Treibstoffen. 

§ 27 a 

Durch § 27 a sollen die Länder verpflichtet werden, 
Sanierungsmaßnahmen zu ergreifen, wenn ein Ge- 
wässer einen Zustand erreicht hat, der einen wasser- 
wirtschaftlichen Notstand bedeutet. 

Die Einführung von Mindestanforderungen nach 
§ 26 a kann allein nicht gewährleisten, daß der Zu- 
stand aller Gewässer wenigstens die unterste Grenze 
dessen erreicht, was im Interesse des Wohles der 
Allgemeinheit unbedingt gefordert werden muß. Ist 
z. B. die Menge des eingeleiteten Abwassers sehr 
groß im Verhältnis zur Wasserführung des Vor- 
fluters, dann kann die im Abwasser enthaltene Rest- 
verschmutzung auisreichen, um das Gewässer zu 
überlasten. Das WHG enthält bisher keine Aussage 
darüber, wie ein Gewässer beschaffen sein muß, 
wenn es den wasserwirtschaftlichen Mindeistvorstel- 
lungen von einem gesunden Gewässer noch ent- 
sprechen soll. Hier sollen § 27 a und die auf Grund 
dieser Vorschrift ergehende Rechts Verordnung ein- 
setzen. Durch ihn wird die unterste Grenze für die 
Gesunderhaltung eines Gewässers bestimmt. Wird 
dieser Zustand unterschritten, dann müssen Sanie- 
rungsmaßnahmen zur Rettung des Gewässers er- 
griffen werden. Unberührt hiervon bleibt der Grund- 
satz, daß alle Gewässer in einem möglichst guten 
Zustand zu erhalten sind. Deshalb bleiben die Län- 
der nach wie vor aufgerufen, auch oberhalb des be- 
schriebenen Mindestzustandes die erforderlichen 
Maßnahmen zur Reinhaltung der Gewässer durchzu- 
führen, z. B. Seen und Talsperren für die Trink- 
wasserversorgung vor jeder Verunreinigung zu 
schützen. 

In der Rechtsverordnung zu § 27 a Abs. 2 sind die 
Werte festzulegen, denen ein Gewässer mindestens 
genügen muß. Es ist Aufgabe der Länder festzustel- 
len, welche Gewässer diesen Zustand unterschreiten. 
Damit diese Feststellung überall einheitlich getrof- 
fen wird, soll durch Rechtsverordnung der Bundes- 
regierung die Art der Probenahmen isowie die zur 
Ermittlung der einzelnen Werte anzuwendenden Be- 
stimmungsmethoden und Verfahren beschrieben 
werdeh. 

Der Entwurf berücksichtigt, daß es vereinzelte 
Fälle geben kann, in denen ein Gewässerteil trotz 
aller Sanierungsmaßnahmen den gewünschten Zu- 
stand nicht wieder erreichen kann (Teile der Em- 
scher). Für derartige Ausnahmefälle ist in § 27 a 
Abs. 3 vorgesehen, daß die Länder für den betref- 
fenden Gewässerteil besondere Werte festsetzen. 

§ 41 

Werden Stoffe unter Verstoß gegen § 26 a in ein 
Gewässer eingeleitet, so liegt eine Ordnungswidrig- 
keit vor, die mit einer Geldbuße geahndet werden 
kann. 
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